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angefordert worden ist, unschädlich sein, da es auf 
den Zeitpunkt der Leistungserbringung ankommt.

❚	 Anzahlungen müssen mit dem derzeit gültigen 
Steuersatz abgerechnet werden. Der tatsächliche 
Umsatz, der auf die jeweilige Teilleistung entfällt, 
kann  allerdings erst mit der Schlußrechnung bzw. 
Teilschlußrechnung bestimmt werden. In diesem 
Fall muß der Steuersatz, der im Zeitpunkt der 
Leistung (Abnahme) galt/gilt, zur Anwendung ge-
langen. Für das leistende Bauunternehmen bedeutet 
dies, daß es die mit den Abschlagsrechnungen zuviel 
oder zuwenig bezahlte Umsatzsteuer alsdann zu kor-
rigieren hat und ggf. entsprechend die Umsatzsteuer 
an das FA nachentrichten muß bzw. rückerstattet 
erhält. Diese Grundsätze gelten selbstverständlich 
im umgekehrten Fall auch für den Bauherrn.

❚	 Gerade für Abnahmen im 2. Halbjahr muß – 
über das übliche Maß hinaus – auf eine akribische 
Dokumentation geachtet werden. Im Rahmen von 
Teilschlußrechnungen ist daher unbedingt auf die 
genaue Definition der Teilleistung und deren Ab-
nahme zu achten. 

❚	 Diffiziler gestaltet sich die Rechtslage für Archi-
tekten und Ingenieure, sofern – trotz grundsätzlich 
trennbarer Leistungen –, das Leistungsbild der 
HOAI vereinbart worden ist. Die Leistungen nach 
den Leistungsbildern der HOAI stellen grundsätz-
lich eine einheitliche Leistung dar. Die Möglichkeit 
der Aufgliederung der Leistungsbilder führt nicht 
zu Teilleistungen im umsatzsteuerlichen Sinne (§ 
13 Abs. 1 Nr. 1 a) S. 3 UStG. Die Annahme von 
Teilleistungen kann aber nur dann erfolgen, sofern 

n laufenden Bauvorhaben ist hinsichtlich 
der Vertragsart einerseits sowie innerhalb von 
Werkverträgen zum Zeitpunkt und Umfang der  

Leistungserbringung andererseits zu differenzieren. 
Bei Warenlieferungen kommt es grundsätzlich auf 
den Abschluß der Lieferungsvorganges durch Erhalt 
der Warenlieferung an.

Bei sonstigen Leistungen, so u.a. bei Dienstleistun-
gen, kommt es auf den Zeitpunkt der Vollendung 
der Leistung an. Problematisch kann sich dies bei 
unterschiedlichen Teilleistungen darstellen. Unter 
Umständen kann eine rückwirkende Aufteilung 
einer Leistung in mehrere Teilleistungen in Betracht 
kommen. Eine solche Vereinbarung hätte allerdings 
bereits vor dem 01.07.2020 getroffen werden müs-
sen, um von dem Finanzamt anerkannt zu werden.

In der Baurechtspraxis tritt häufig das Problem auf, 
daß die einzelnen Teilleistungen nicht scharf genug 
voneinander abgegrenzt sind:

❚	 Für den Fall der Abnahme einer Bauleistung im 
Zeitraum zwischen dem 01.07.2020 bis 31.12.2020 
kann man von einem einheitlichen Steuersatz von 
16 % ausgehen, sofern es an einer Vereinbarung von 
Teilleistungen fehlt, es sich also um eine einheitliche 
Leistung in diesem Zeitraum handelt.

❚	 Im Hinblick auf Anzahlungen und Vorauszah-
lungen sind keine Besonderheiten zu beachten. Stets 
ist das Datum der Leistungserbringung von Rele-
vanz. Sofern die Leistung erst ab dem 01.07.2020 
zu erbringen ist, könnte allerdings eine Vorauszah-
lungsanforderung, die bereits vor dem 01.07.2020 
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MEHRWERTSTEUERSENKUNG: 

Auswirkungen 
im Baubereich  
Für den Zeitraum vom 01.07.2020 bis 31.12.2020 wird der Regelsatz der Mehrwert­
steuer von bislang 19 % auf 16 % gesenkt. Entscheidungserheblich für die korrekte 
Zuordnung des jeweiligen Steuersatzes ist der Zeitpunkt der Ausführung der jeweiligen 
Leistung. Mithin ist weder das Datum der Rechnungstellung, noch dasjenige der 
Zahlung von Relevanz für die Anwendung des 19 %-igen oder des 16 %-igen Steuer­
satzes …  |  von Helene-Monika Filiz
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im Rahmen des Vertrags zusätzliche Vereinbarungen 
gerade im Hinblick auf die gesonderte Ausführung 
einzelner Leistungsphasen getroffen worden sind, 
die auch separat als Teilleistungen zu vergüten sind. 
Gerade im Baubereich, in dem es um erhebliche 
Auftragsvolumina geht, kann der Unterschied bei der 
Anwendung des Steuersatzes ohne weiteres mehrere 
Tausend Euro bedingen. 

Man wird im Rahmen der Vertragsabwicklung da-
her derzeit in besonderem Maße darauf zu achten 
haben, ob sich, dem Vertrag folgend, Möglichkeiten 
der Leistungsbestimmung ergeben können, die die 
Anwendung des reduzierten Steuersatzes zur Kon-
sequenz haben könnten. Man wird ein besonderes 
Augenmerk auf die Abnahme und die Dokumentati-
on der abgenommenen Leistung, gleich ob Teil- oder 
Gesamtleistung, legen müssen. 

Bei Gestaltungen, die mit der Aufteilung von 
Leistungen sowie Anforderung und Abrechnung 
von Teilleistungen in Zusammenhang stehen, ist 
unbedingt eine vorherige Rücksprache mit dem 
Steuerberater erforderlich, der die konkreten 
Vertragsgestaltungen und den unternehmerischen 
Hintergrund kennt und hierzu individuell beraten 
kann. Gerade kleinere und mittlere Unternehmen 
werden sich möglicherweise im Rahmen der Rech-
nungsstellung nur schwer auf die kurzfristigen 
Änderungen einstellen. 

Daher wird man als Unternehmer nicht nur bei der 
Rechnungsstellung, sondern vielmehr auch bei der 
Prüfung von Eingangsrechnungen ein besonderes 
Augenmerk darauf zu richten haben, wann die 
konkret abgerechnete Leistung erbracht worden ist, 
um wirtschaftliche Verluste zu vermeiden. Insoweit 
ist es gerade im Hinblick auf die Geltendmachung 
des Vorsteuerabzuges im Hinblick auf die korrekte 
Zuordnung wichtig, zu erkennen, ob die Eingangs-
rechnung den zutreffenden Steuersatz enthält oder 
ob diese Rechnung zwecks Korrektur an den Aus-
steller zurückübermittelt werden muß. 

Bei Fragen zum Baurecht sollte auf jeden Fall Rechts-
rat eingeholt werden. In diesem Zusammenhang 
sei u. a. auch auf den VBMI - Verband deutscher 
Anwälte für Bau-, Miet- und Immobilienrecht e. V. 
– www.VBMI-Anwaltsverband.de – verwiesen.

Helene-Monika Filiz ist Rechtsanwältin, Fachanwäl-
tin für Familienrecht und Fachanwältin für Bau- und 
Architektenrecht und Präsidentin des VBMI - Ver-
band deutscher Anwälte für Bau-, Miet- und 
Immobilienrecht e.V.

DATENSCHUTZKONFORME WEBSITES IM SPANNUNGSFELD 
VON DSGVO, COOKIE-URTEIL UND EPVO: 

Nicht mit Kanonen 
auf Spatzen schießen  

Personenbezogene Daten im Internet zu schützen, ist eine Heraus­
forderung, für die eine verbindliche Rechtsgrundlage bisher fehlt. 
Das aktuelle Durcheinander aus ePrivacy-Richtlinie, Cookie-Richt­
linie, Telemediengesetz, Datenschutzgrundverordnung, Cookie-Ur­
teil und ePrivacy-Verordnung ruft vielerorts Verunsicherung hervor. 
Zu groß sind die Interpretationsspielräume für Unternehmen, zu 
unterschiedlich die sich daraus ergebenden Vorschriften im Um­
gang mit personenbezogenen Informationen. Unabhängig von der 
momentanen Situation sollten Unternehmen ihre Corporate Web­
site so aufsetzen, daß sie datenschutzrechtlich auf der sicheren 
Seite sind …  |  von Radek Paluszak 

er juristische Hintergrund der aktuellen Datenschutzdiskussionen ist sehr 
komplex. Darum lohnt es sich, die verschiedenen Vorgaben zunächst zu-
einander in Bezug zu setzen. Die ePrivacy-Richtlinie 2002/58/EG (2002) 

regelt die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre 
in der elektronischen Kommunikation. Die Cookie-Richtlinie 2009/136/EG (2009) 
ergänzt die ePrivacy-Richtlinie: Anbieter müssen Nutzer aufklären, um Cookies auf 
ihrem Endgerät speichern zu dürfen. In Deutschland hat der Gesetzgeber die Cookie-
Richtlinie durch Anpassungen im Telemediengesetz (TMG) umgesetzt: Unternehmen 
müssen die Nutzer über das Setzen von Cookies nicht nur informieren, sondern auch 
eine Möglichkeit zum Widerspruch bieten (Opt-out). Die Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO, 2018) stellt wiederum einen Basisschutz bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten sicher.
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